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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Birgit Butter (CDU) 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung namens der 
Landesregierung  

Schulwegsicherheit und Jugendgewalt in Harsefeld (Landkreis Stade) 

Anfrage der Abgeordneten Birgit Butter (CDU), eingegangen am 05.08.2025 - Drs. 19/8010, 
an die Staatskanzlei übersandt am 08.08.2025 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung namens der 
Landesregierung vom 08.09.2025 

 

Vorbemerkung der Abgeordneten 

In der Samtgemeinde Harsefeld bestehen laut Medienberichten seit geraumer Zeit Probleme hin-
sichtlich der Sicherheit auf dem Schulweg. Schülerinnen und Schüler der Aue-Geest-Gymnasien und 
der Selma-Lagerlöf-Oberschule sehen sich demnach mit verschiedenen Gefahrenlagen konfrontiert, 
darunter mangelhafte Infrastruktur, unzureichende ÖPNV-Anbindung, übermäßiger Pkw-Verkehr im 
Nahbereich der Schulen sowie eine erhebliche Bedrohung durch Jugendgewalt. 

Besonders beunruhigend sei, dass im Juni 2025 ein Zusammenschluss von Jugendlichen bekannt 
wurde, die im Umfeld öffentlicher Orte wie Bahnhof, Schwimmbad und Schulgelände körperliche Ge-
walt ausübe, Drogen verkaufe und Mitschülerinnen und Mitschüler erpresse. Polizei und Jugendamt 
bestätigen die Vorfälle.1 Eltern und Schulen fordern präventive Maßnahmen sowie stärkere Polizei-
präsenz. 

Zusätzlich wurde im Januar 2025 eine Umfrage unter Eltern und Schülern zur Schulwegsicherheit 
initiiert, um Gefahrenstellen systematisch zu erfassen. Gleichzeitig ist laut Auskünften der Kommune 
ein Geh- und Radweg zum Bahnhof Ruschwedel in Planung, um gefährliche Strecken zu entschär-
fen. 

 

1. Welche Ergebnisse liegen der Landesregierung gegebenenfalls zur Umfrage zur Schul-
wegsicherheit in Harsefeld (Start: Januar 2025) vor? Welche konkreten Maßnahmen wur-
den gegebenenfalls daraus abgeleitet? 

Der Landesregierung liegen keine Informationen über eine Umfrage zur Schulwegsicherheit in Har-
sefeld vor.  

 

2. Wie bewertet die Landesregierung den aktuellen Stand der Schulwegsicherheit rund um 
die Aue-Geest-Gymnasien und die Selma-Lagerlöf-Oberschule in Harsefeld, insbeson-
dere hinsichtlich Verkehrsführung, Querungshilfen, Beleuchtung und Schulbusanbin-
dung? 

Das Aue-Geest-Gymnasium und die Selma-Lagerlöf-Oberschule liegen räumlich nicht weit vonein-
ander entfernt an den Gemeindestraßen Brakenweg bzw. Jahnstraße. Die Zuständigkeit hinsichtlich 
Verkehrsführung, Querungshilfen und Beleuchtung für diese Straßen obliegt der Gemeinde.  

                                                
1  https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/lueneburg_heide_unterelbe/mutmassliche-jugendgang-ver-

pruegelt-gleichaltrige-und-filmt-alles,harsefeld-102.html. 
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Die durch Harsefeld verlaufende Landesstraße L 124, die sich in der Zuständigkeit des Landes be-
findet, dient, je nachdem, wo die Schülerinnen und Schüler wohnen, auch als Schulweg bzw. muss 
in diesem Zuge teilweise gequert werden. Im Verlauf der L 124 sind beidseitig gemeinsame oder 
auch getrennte Rad- und Gehwege im Einrichtungsverkehr vorhanden. Querungsmöglichkeiten in 
ausreichender Anzahl sind dort als Lichtsignalanlagen, Fußgängerüberwege und Furten an den 
Kreisverkehren sowie Mittelinseln als Querungshilfen vorhanden. Längs der L 124 ist eine Straßen-
beleuchtung vorhanden.  

Wesentliche Defizite oder Verbesserungswünsche an den Verkehrsanlagen wurden vonseiten der 
Samtgemeinde Harsefeld bisher nicht an die zuständige Niedersächsische Landesbehörde für  
Straßenbau und Verkehr herangetragen. Nach den vorliegenden Erkenntnissen gibt es im Zuge der 
L 124 in der Ortslage Harsefeld keine auffällige Unfalllage.  

Die zuständige Straßenverkehrsbehörde der Samtgemeinde Harsefeld bewertet die Schulwegsicher-
heit im Umfeld des Aue-Geest-Gymnasiums als gut bis sehr gut. Es sind große und gut beleuchtete 
Flächen vor und hinter dem Schulgebäude zur Sammlung von Schülergruppen vorhanden. Das Aue-
Geest-Gymnasium verfügt über drei direkte Grundstückszuwegungen, die allesamt gut beleuchtet 
und angemessen dimensioniert ausgebaut sind. Die Hauptstrecke des Schülerverkehrs zielt in den 
Ortskern von Harsefeld und wird über die Straße Querweg, welche als Fahrradstraße ausgebaut ist, 
bis dorthin geführt. Die Zuführung der Schülerinnen und Schüler an die EVB-Bahnanbindung wird 
über die gleiche Strecke gewährleistet. Die Fahrradstraße selbst wurde 2023 erst erneuert und ist an 
den Zufahrten mit optischen und haptischen Hindernissen ausgestattet. Die Anbindung des Schul-
geländes an die Fahrradstraße erfolgt über eine eigene großzügige, gut beleuchtete Zuwegung als 
Geh- und Radweg. 

Das Verlassen des Schulgeländes in Richtung des Baugebiets „Am Redder“ erfolgt zusätzlich noch 
über einen Verbindungsweg zur Grünanlage „Am Rellerbach“. Die dortigen Schotterwege sind groß-
zügig ausgebaut, gut beleuchtet und führen über mehrere Wege in das Wohngebiet.  

Die Bewertung der Schulwegesicherheit im Bereich der Selma Lagerlöf Oberschule fällt aus Sicht 
der Straßenverkehrsbehörde ähnlich gut aus. Dies ist zum Teil bedingt dadurch, dass sich die beiden 
Schulen die Infrastruktur der Bushaltestellen teilen, als auch durch den direkten Zugang der Selma 
Lagerlöf Oberschule an die Fahrradstraße Querweg. Hier ist beim Verlassen des Schulgeländes, je 
nachdem welcher Ausgang gewählt wird, eine direkte Nutzung der Fahrradstraße möglich. Wird al-
ternativ der Ausgang in Richtung Jahnstraße gewählt, wird ein etwas älterer aber durchaus noch 
großzügiger Vorplatz angetroffen, der durch eine angedachte Kiss-and-Ride-Zone von der eigentli-
chen Fahrbahn abgesetzt ist.  

Die Schulen werden durch Schulbusse direkt von der L 124 über die Jahnstraße und den Brakenweg 
angefahren. Als Aufgabenträger ist der Landkreis Stade für die Schülerbeförderung zuständig. Dem 
Landkreis Stade sind keine konkreten Vorkommnisse bezogen auf die Schulbusanbindung bekannt.  

Grundsätzlich gilt, dass die Beförderungskapazitäten regelmäßig an die übliche Nachfrage ange-
passt werden. Unterrichtsbedingte Nachfrageschwankungen, z. B. durch einen Unterrichtsausfall, 
sind nicht vorhersehbar und damit auch nicht planbar. Mögliche Wartezeiten zwischen Unterrichts-
schluss und Busabfahrt können durch die notwendige Berücksichtigung weiterer bedienter Schulen, 
Anschlussbeziehungen mit anderen öffentlichen Verkehrsmitteln oder betrieblichen Notwendigkeiten 
entstehen. 

Hinsichtlich der Anzahl der polizeilich erfassten Schulwegunfälle zeigt Harsefeld, verglichen mit an-
deren Kommunen im Landkreis Stade, keine Auffälligkeiten.  

Schulwegunfälle im Sinne der Verkehrsunfallstatistik sind Unfälle von Schülerinnen und Schülern der 
Altersgruppe 6 bis 14 Jahre, die sich auf dem direkten Weg von oder zur Schule befinden und bei 
einem Verkehrsunfall (grundsätzlich als zu Fuß Gehende, Radfahrende oder Fahrzeuginsassen) ver-
letzt/getötet werden.  

Im direkten Schulumfeld des Aue-Geest-Gymnasiums und der Selma-Lagerlöf-Oberschule sind in 
dem Zeitraum seit 2022 bis heute keine Schulwegunfälle polizeilich erfasst, wohl aber an anderen 
Örtlichkeiten innerhalb von Harsefeld. Ob die betreffenden Schülerinnen und Schüler sich dabei auf 
dem Weg von oder zu einer der genannten Schulen oder einer anderen Schule befanden, ist der 
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Landesregierung nicht bekannt, da das Ziel der Ortsveränderung in der Regel bei der Unfallaufnahme 
nicht dokumentiert wird. Aus den Unfallhergängen ergeben sich keine Anhaltspunkte für Mängel an 
Verkehrseinrichtungen, Beleuchtung oder Verkehrsführung. 

 

3. In welcher Form unterstützt das Land Niedersachsen die Samtgemeinde Harsefeld bzw. 
den Landkreis Stade gegebenenfalls beim Ausbau sicherer Schulwege (z. B. durch För-
derung des geplanten Rad- und Gehwegs Ruschwedel)? 

Der Landkreis Stade bzw. die Samtgemeinde Harsefeld können verschiedene Förderprogramme für 
die Realisierung der Radwegeinfrastruktur nutzen. Eine Förderung über das Niedersächsische Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz oder über das Programm „Stadt- und Land“ könnte z. B. möglich 
sein. 

Zudem haben die Landesregierung und die kommunalen Spitzenverbände am 24.03.2025 den so-
genannten Pakt für Kommunalinvestitionen geschlossen. Mit diesem werden den Kommunen u. a. 
600 Millionen Euro für kommunale Investitionen bereitgestellt. Eine Einschränkung auf bestimmte 
Investitionsbereiche ist nicht vorgesehen. Die zur Verfügung stehenden Mittel können somit grund-
sätzlich auch für Investitionen in den Ausbau sicherer Schulwege verwendet werden. 

 

4. Gibt es Förderprogramme für temporäre Schulweghelfer oder Lotsendienste? Wenn ja, 
bitte die Förderprogramme benennen. Wenn nein, warum nicht? 

In einer konzertierten Aktion der Arbeitsgruppe zur Schulanfangsaktion des Kultusministeriums (MK), 
des Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung (MI), des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr 
und Bauen (MW) und den Gemeinde-Unfallversicherungsverbänden Braunschweig, Hannover, 
Oldenburg, dem ADAC Niedersachsen/Sachsen-Anhalt, der Landesverkehrswacht Niedersachsen 
e. V. und dem Landeselternrat wird nicht nur mit gezielter Öffentlichkeitsarbeit für die mit dem Schul-
anfang verbundenen Gefahren sensibilisiert, sondern auch regelmäßig für die ehrenamtliche Auf-
gabe als Schülerin- und Schülerlotse geworben. 

Ehrenamtliche Schüler/in-, Eltern-, Erwachsenen- und Seniorenlotsen/-lotsinnen stellen als Ver-
kehrshelfende auf dem Schulweg, insbesondere an gefahrenträchtigen Querungsstellen, einen wei-
teren Garanten für einen sicheren Schulweg dar. Eine Vielzahl an Schülerinnen und Schülern, Eltern, 
Geschwistern und weiteren Erwachsenen engagieren sich bereits landesweit ehrenamtlich und sind 
als Lotsin und Lotse aktiv. Informationsblätter und Antragsformulare werden im Sinne der Akquise 
von Verkehrshelfenden an entsprechende Stellen verteilt, u. a. an den Landesseniorenrat, die Se-
nior-Experts, Kreis- und Stadtelternräte.  

Gerade im Zusammenhang mit Schulanfängerinnen und -anfängern und deren „neuen“ Schulwegen 
entfalten die ehrenamtlichen Verkehrshelfenden einen hohen Wirkungsgrad im Straßenraum bei al-
len Beteiligten. Vor diesem Hintergrund sollten die niedersächsischen Grundschulen ein verstärktes 
Engagement, insbesondere an Elternabenden und Schulelternratssitzungen, zum Einsatz von Schul-
weglotsinnen und -lotsen zum Schuljahresbeginn vorsehen. Dabei können die weiterführenden 
Schulen unterstützend mitwirken. Die Polizei gewährleistet weiterhin die Einweisung und Ausbildung 
in einem erforderlichen Umfang. Zeitlich soll sich der Einsatz der Schulweglotsinnen und -lotsen vor-
rangig auf die Morgenstunden in den ersten beiden Unterrichtswochen nach der Einschulung kon-
zentrieren und kann bedarfsorientiert entsprechend zeitlich ausgeweitet werden.  

Auf den Gemeinsamen Runderlass des MK, des MI und des MW vom 01.12. 2020 - 23.6-82112 
Schulweglotsendienst; Verkehrshelfende im Sinne des § 42 Abs. 7 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) 
- Zeichen 356, wird hingewiesen. Weitere Hinweise sind zu finden unter: www.landesverkehrs-
wacht.de/angebot/artikel-detail/schulweglotsen-wir-gehen-mit/. 

Gemäß Abschnitt 8 des Runderlasses des MK vom 10.11.2023 kann die ehrenamtliche Tätigkeit als 
Schulweglotsin bzw. Schulweglotse auch im Beiblatt zum Zeugnis aufgenommen werden.  
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Zusätzlich können Schulleitungen Danksagungsurkunden für die ehrenamtliche Tätigkeit als Schul-
weglotsin bzw. Schulweglotse im passwortgeschützten Bereich für die Schulen herunterladen, um 
diese an ihrer Schule auszuzeichnen. 

 

5. Inwiefern sind der Landesregierung die Vorfälle organisierter Jugendgewalt, Erpressung 
und Drogenhandel im schulischen Umfeld Harsefelds bekannt? 

Der Landesregierung ist bekannt, dass es seit Anfang des Jahres 2025 in Harsefeld zu mehreren 
polizeilich relevanten Vorfällen durch eine Gruppe Jugendlicher gekommen ist. Die polizeilichen Er-
mittlungen sind nach Bekanntwerden der Vorwürfe aufgenommen und entsprechende Strafverfahren 
eingeleitet worden. Eine Befassung der Staatsanwaltschaft ist erfolgt, soweit es strafprozessual ge-
boten war. Zuvor bestanden keinerlei Erkenntnisse zu einschlägigen Vorkommnissen im schulischen 
Umfeld, insbesondere auch nicht zu einem etwaigen Handeltreiben mit Betäubungsmitteln. 

 

6. Wie viele Straftaten wurden bisher von Mitgliedern dieser Jugendbande begangen (bitte 
neben der Anzahl auch die Straftatbestände aufführen)? 

Über die Presseberichterstattung hinaus können aufgrund der daraus resultierenden Individualisier-
barkeit der Beschuldigten keine Angaben im Rahmen einer zur Veröffentlichung vorgesehenen Be-
antwortung der Kleinen Anfrage gemacht werden.  

Die Beschuldigten sind noch minderjährig, weshalb zu befürchten ist, dass durch Bekanntwerden 
weiterer Einzelheiten zur Person und zur Tat ihre schutzwürdigen Interessen im Sinne von Artikel 24 
Abs. 3 Satz 1 Alternative 3 der Niedersächsischen Verfassung (NV) verletzt werden.  

Die Interessen der minderjährigen Beschuldigten überwiegen vorliegend das Auskunftsinteresse aus 
Artikel 24 Abs. 1 NV, zumal keine Anhaltspunkte für ein rechtliches oder politisches Fehlverhalten 
der Landesregierung oder ihr nachgeordneter Behörden ersichtlich sind, die dem Auskunftsinteresse 
an den Fragen zusätzliches Gewicht verleihen könnten. Hierbei wurde auch berücksichtigt, dass eine 
etwaige Hauptverhandlung gemäß § 48 Jugendgerichtsgesetz nicht öffentlich stattfinden würde.  

 

7. Wie viele Ermittlungsverfahren wegen welcher Straftaten wurden bislang gegebenenfalls 
eingeleitet? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen. 

 

8. Welche Maßnahmen wurden seitens des Landes gegebenenfalls zur Gefahrenabwehr 
bzw. Straftatenverhütung eingeleitet? 

Es wurden Gefährderansprachen bei den zwei Hauptbeschuldigten der Jugendgruppierung durch-
geführt. Darüber hinaus wurden die Zusammenarbeit und der Austausch der Polizei mit weiteren 
beteiligten Behörden intensiviert. In diesem Kontext fand ein Runder Tisch statt, an dem folgende 
Behörden/Institutionen teilnahmen: 

– Leitung Jugendamt und Mitarbeitende,  

– Schulleitung Oberschule Selma-Lagerlöf,  

– Sozialarbeiter Oberschule Selma-Lagerlöf, 

– Schulleitung Aue-Geest-Gymnasium,  

– Mitarbeitende B+S Soziale Dienste,  

– Staatsanwältin der Staatsanwaltschaft Stade,  

– JUBS (Jugendzentrum Harsefeld),  

– Leiter Ordnungsamt und  
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– Mitarbeitende der Polizei.  

Die Polizei hat ihre Präsenz im Bereich Harsefeld temporär erhöht.  

Bei einem zweiten Runden Tisch „Schwellen- und Intensivtäter“ mit der Staatsanwaltschaft Stade 
wurden die beiden Hauptbeschuldigten als Intensivtäter eingestuft. Diese Einstufung erfolgte als 
Prognose unter Berücksichtigung der bereits bekannten Taten und im Hinblick auf zu erwartende 
Delikte in der Zukunft. Seit der Einstufung der beiden Hauptbeschuldigten als Intensivtäter erfolgt 
eine polizeilich zentralisierte Sachbearbeitung. 

 

9. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung gegebenenfalls, die Polizeipräsenz in 
Harsefeld zu Schulzeiten und im Umfeld von Bahnhof, Eissporthalle und Schulzentrum 
gezielt zu erhöhen, um präventiv gegen Gewalt und Einschüchterung auf dem Schulweg 
vorzugehen? 

Zunächst wird darauf hingewiesen, dass die Polizei Niedersachsen ihre Präsenz im Bereich Harse-
feld bereits temporär erhöht hat. 

Daneben wurde ein „Präventions-Paket“ für den Schulbeginn nach den Sommerferien in Harsefeld 
erstellt. Mögliche Programme/Maßnahmen sind u. a.  

– die Unterbreitung eines Angebots der Gewaltprävention ab der 6. Klasse oder Selbstbehaup-
tungskurse für Schülerinnen und Schüler,  

– das Angebot einer „offenen Gesprächsrunde“ in der Schule für Schülerinnen und Schüler und 
Lehrende, um das bisher Geschehene aufzuarbeiten, jedem die Möglichkeit der Äußerung zu 
geben, aber auch gezielt die Angst zu nehmen, 

– gegebenenfalls ein wiederkehrendes Angebot einer Sprechstunde für Schülerinnen und Schüler,  

– die Durchführung von zusätzlichen polizeilichen Fußstreifen in der Samtgemeinde Harsefeld und 

– eine Intensivierung der Zusammenarbeit der Polizei mit den Schulsozialarbeitenden an den Schu-
len.  

 

10. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über die Bildung einer sogenannten 
Bürgerwehr vor? 

Am 04.07.2025 gründete sich im Kontext der Aktivitäten der Gruppe Jugendlicher eine Facebook-
Gruppe, die sich selbst als „Bürgerwehr Harsefeld“ bezeichnete und mittlerweile in „Bürgerinitiative 
Harsefeld“ umbenannt wurde. Die Verantwortlichen der Gruppe sind der Polizei namentlich bekannt. 
Mit beiden Personen wurden seitens der Polizei Gespräche geführt. 

 

 

(Verteilt am      ) 
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